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SPD 1976: Rentenlüge 
SPD 1980: Schuldenlüge 
SPD heute: Mietenlüge 
j\*r müssen leider auch in diesem Wahlkampf feststellen, daß 
pge und Wählertäuschung zu den Instrumenten der Wahlkampf- 
jj«hrung der SPD zählen, stellte der Generalsekretär der CDU, 
j:undesminister Heiner Geißler, vor der Bundespressekonferenz in 
[~0nn fest. Das geschieht nicht zum ersten Mal. Nach dem Renten- 
betrug von 1976 und dem Finanzbetrug von 1980 versucht die SPD 
tlUl> mit einer Mietenlüge die Wähler zu täuschen. 

0 behauptet die SPD wider besseres Wissen: 
Alle Mieter, also auch die Sozialmieter, seien von dem neuen Mietrecht he- 

lfen. 
^er Mieterschutz werde beseitigt. 
Alle Mieten würden in drei Jahren um 30 % ansteigen. 

lese Wahlkampfstrategie der SPD wirft die Grundsatzfrage über den Stil de- 
*ratischer Auseinandersetzung auf. 

;' fs geht mir bei meiner Auseinandersetzung mit der SPD um die Wahrheit 
m ^ahlkampf. 
IQ 'äßt sich objektiv feststellen, daß die Sozialdemokraten sowohl 1976 wie 

°°> so auch jetzt wieder im Hamburger Bürgerschaftswahlkampf in wichti- 
w
n

h Politischen Fragen den Bürgern die Unwahrheit gesagt und dadurch 
a "'Politische Erfolge erzielt haben. Ich verweise in diesem Zusammenhang 
k S(Jrücklich auf die „Zeitung am Sonntag" vom 12. Dezember 1982 in Harn- 
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Ich habe mit meinen Äußerungen in Ludwigshafen und mit dem Brecht-Zi*?' 
den unhaltbaren Zustand vor aller Öffentlichkeit anprangern wollen, daß'" 
einer Zeit großer wirtschaftlicher und sozialer Schwierigkeiten Million^ 
Mieter und Vermieter der Wahrheit zuwider in Angst und Schrecken versetz' 
werden. 

Ich halte es für die Überlebensfähigkeit unserer Demokratie für unabdingb^ 
daß über ein derart wichtiges Thema in der politischen Auseinandersetzung 
geredet und gestritten werden kann ohne demagogische Verzerrung und FS' 
schung und ohne daß Fälschung und Unwahrheit zum Instrument der WaH'' 
kampfführung gemacht werden. Wenn dies nicht möglich ist, können schwie' 
rige politische Probleme nicht mehr sachgerecht gelöst werden. 

Die Wahrheit in der politischen Auseinandersetzung ist die Voraussetzung föf 

sachgerechte Entscheidungen des Parlaments und der Wähler. 
Meine Vorwürfe gegen die SPD sind in der Öffentlichkeit auch kritisiert vvof' 
den. 

Ich würde mir jedoch wünschen, daß sich die Kritik der Öffentlichkeit efld' 
lieh einmal gegen diejenigen richtet, die in der politischen Auseinanderse1' 
zung, wie die SPD in der Mietpolitik, eindeutig und nachweisbar die Unwahf' 
heit sagen und nicht gegen diejenigen, die die Unwahrheit Unwahrheit ne"' 
nen. 

Es darf jedoch nicht sein, daß derjenige verurteilt wird, der die Lüge eine U*" 
ge nennt und nicht derjenige, der lügt und den Wähler täuscht. 

Wir wählen als Alternative zur SPD nicht den Ausweg, raffinierter oder bess^f 

zu lügen, sondern den Wählern auch vor der Wahl die Wahrheit zu sagen -" 
und nicht wie die SPD nach der Wahl das Gegenteil von dem zu tun, was vOf 

der Wahl gesagt wurde. 

2. Mit der Mietenlüge will die SPD offensichtlich den beginnenden wi1*' 
schaftlichen Aufschwung im Wohnungsbau aus wahlpolitischen Gründen u"' 
terlaufen. Ein wirtschaftlicher Aufschwung, von dem wir uns weitere Impuls 
für andere Wirtschaftsbereiche wie Textil-, Möbel- und Elektroindustrie vef' 
sprechen. 

Wir stellen fest, daß in vielen Regionen der Bundesrepublik Deutschland d'e 

Bauanträge und Bauaufträge inzwischen stark anwachsen: 100 000 neue Wo»1' 
nungen sichern 200 000 neue Arbeitsplätze im Baugewerbe. Wir klagen <j<e 

SPD an, daß ihre Mietenkampagne Arbeitsplätze gefährdet. Wir bleiben oa' 
bei: der beste Mieterschutz — mehr Wohnungen. 

3. Die CDU und ich müssen die Vorwürfe gegen die SPD aufrechterhalte** 
solange die SPD nicht bereit ist, sich von ihrer bisherigen unwahren M«e'' 
kampagne zu distanzieren. 
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^ies heißt im einzelnen: *"' 
Die SPD muß öffentlich erklären: 
}• daß die von ihr am Sonntag vor der Bürgerschaftswahl in Hamburg erhö- 
be Behauptung „Kohls Weihnachtsgeschenk: 30% mehr Miete! falsch und 
lrreführend war; 
?• daß die im Dezember 280 000 Hamburger Haushalten zugestellten Mieter- 
Ijöhungsbescheide auf eine Entscheidung des Hamburger SPD-Senats vom 
3l- August 1982 zurückgehen und mit dem neuen Mietrecht der Regierung 
^°hl nichts zu tun haben; 
3- daß das neue, von der CDU/CSU/FDP-Regierung beschlossene Mietrecht 
die Sozialmieter, die Mieter von gemeinnützigem Wohnraum und Werkswon- 
nur»gen überhaupt nicht betrifft; 
4- daß die von der neuen Bundesregierung vorgenommene Mietrechtsände- 
rung bereits im wesentlichen von der alten Regierung Schmidt im Deutschen 
Bundestag eingebracht worden ist. 

Dokumentation zur Mietenlüge der SPD 
In den letzten Wochen sind die Mieter durch die Verbreitung von Unwahrhei- 
ten verunsichert worden. Mit falschen Darstellungen über das neue M'etrech 
hat die SPD und ihr nahestehende Organisationen, wie z. B. der Präsident 
des Mieterbundes, Gerhard Jahn, der Geschäftsführer der SPD-Bundestags- 
fraktion, und der Vortandsvorsitzende der Hamburger SAGA, Staak, der ein- 
mal SPD-Landesvorsitzender war, viele Bürger unnötig in Angst und Sorge 
versetzt. 

D»eSPD behauptet: 
'• Alle, auch die Sozialmieter, seien von den Mieterhöhungen betroffen. 
»Sie (gemeint war die Regierung Helmut Kohl) hat z. B. unser soziales Mietrecht 
s° verschlechtert daß Millionen von Mietern im neuen Jahr mit fühlbaren Miet- 
erhöhungen und'eine nicht geringe Anzahl mit Kündigungen rechnen müssen. 
(Hans-Jochen Vogel in der „Bild-Zeitung" vom 30. Dezember 1982) 
"Z»ar hat die Bundesregierung dieses Gesetz getragen  aber vielleicht die Fol- 
8en nicht wirklich übersehen. Diese wären besonders in den Ballungsräumen ka- 
tgUrophal. Insbesondere in einem Stadtstaat wie Hamburg, in dein 80 v H der 
prger zur Miete wohnen und daher von diesen Auswirkungen erheblich betrqf- 
Jen werden. 
(,Klaus von Dohnanyi in einem offenen Brief an Bundeskanzler Kohl am 
14- Dezember 1982) 

3 
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DIE WAHRHEIT IST: 

Sozialmieter und Mieter von Werkswohnungen und von Wohnungen der ge- 
meinnützigen Wohnungsbauunternehmen werden von dem neuen MietrecH1 

überhaupt nicht berührt. In Hamburg wohnen z. B. 30% der Mieter in Sozial- 
wohnungen Deshalb ist die in dem Brief an Bundeskanzler Helmut Kohl von 
Klaus von Dohnanyi aufgestellte Behauptung, daß in Hamburg 80% der Bür- 
ger zur Miete wohnen und daher von dem neuen Mietrecht betroffen sind- 

Durch die Mietrechtsänderung der Regierung Helmut Kohl sind die Sozia'' 
mieten in keiner Weise betroffen, wohl aber geht die Erhöhung der Miete" 
tur Sozialwohnungen in Hamburg auf einen Beschluß des SPD-Senats vor* 
31. August 1982 zurück. 

2. Die SPD behauptet: 

Der Mieterschutz werde beseitigt. 

,. Wenn die CDU sich durchsetzt, werden Sie am Ende jeder Mieterhöhung unge- 
schützt ausgeliefert sein." 6 

(Klaus von Dohnanyi in einer Anzeige im Hamburger Abendblatt am I   De- 
zember 1982) 

„Ausgerechnet bei der Wohnung soll der Schutz der Schwächeren der Mieter Zu- 
rückgenommen werden." 
(SPD-Flugblatt, Hrsg.: Vorstand der SPD) 

wehren ird"S hÖChst€ Zeit' daß die Mieter sich 8e8e" den Abbau ihrer ReM 

a?serVerbaidhes) SPD"MdB und Präsident ^ Mieterbundes in dem Flugblatt 

Dieses Gesetz (müßte) heißen: Entwurf zur Ausplünderung und Rechtslosstel' 
lung der Mieter und zur Einkommenssteigerung der Hauseigentümer." 
(1982^"MdB Schmidt [München] »m Deutschen Bundestag am 24. November 

In Zukunft können Vermieter schon für 10 Jahre im voraus Mieterhöhungen 
.festlegen. Kann der Mieter nicht mehr zahlen, fliegt er raus!" 
(Flugblatt des Deutschen Mieterbundes) 

Willkür droht, wenn der Vermieter mehrere Wohnungen besitzt. Er kann dann 
Mieterhöhungen bis zur teuersten selbst vermieteten Wohnung verlangen " 
(Flugblatt des Deutschen Mieterbundes) 
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,,S'e  verschweigen,  daß Sie nach  Ihren  eigenen   Vereinbarungen  vorhaben, 
!'5 Millionen Mietern in Ein- und Zweifamilienhäusern jeglichen Kündigungs- 
SQhutz zu nehmen." 
ßpD-MdB Waltemathe im Deutschen Bundestag am 24. November 1982) 

DlE WAHRHEIT IST: 
öer soziale Schutz der Mieter bleibt bestehen. Auch künftig darf keinem Mie- 
!^r gekündigt werden, um Mieterhöhungen durchzusetzen. Die ortsübliche 

ergleichsmiete bleibt Regionalmiete. 
Der Kündigungsschutz wird nicht angetastet. Zudem erweitert das neue Ge- 
setz die Schutzvorschriften für die Mieter. Überzogene Modernisierungen 
Werden verboten. Die Mietkautionen werden begrenzt, sie müssen sicher ange- 
legt und zugunsten des Mieters verzinst werden. 

ö'e Möglichkeit von Staffelmietvereinbarungen bei Neubauten und im Be- 
?tand ist ein Angebot zu mehr Vertragsfreiheit zwischen Mietern und Vermie- 
e.rn. Sie setzt die Zustimmung des Mieters in jedem Einzelfall voraus und gilt 

n,cht für bestehende Mietverträge, soweit der Mieter hier keine Änderung 
^ütischt. Auch nach Abschluß einer Staffelmietvereinbarung kann der Mieter 

en Mietvertrag kündigen. 

Kann ein Mieter die Staffelmiete, die er mit dem Vermieter vereinbart hat, 
n>cht zahlen, so kann ihm nur gekündigt werden, wenn er mit zwei Monats- 
mieten im Rückstand ist. Dem Mieter steht aber immer der Räumungsschutz 
zu. 

Mieterhöhungen bis zur teuersten selbst vermieteten Wohnung sind nicht 
m°glich. Auch weiterhin müssen die von dem Vermieter benannten Wohnun- 
8en bei einer Mieterhöhung mit der Wohnung des entsprechenden Mieters 
Vergleichbar sein. Daran hat sich mit dem neuen Mietrecht nichts geändert. 
öei Ein- und Zweifamilienhäuser bleibt der alte Kündigungsschutz bestehen. 

!ni übrigen hat Helmut Schmidt die Einführung der Staffelmieten sowie die 
Verbesserung des Vergleichsmietensystems bereits in seiner Regierungserklä- 
rung am 24. November 1980 angekündigt. Dort heißt es: 

"J/** den Wohnungsbau zu beleben, wird die Bundesregierung die Rahmenbe- 
!nSungen für den frei finanzierten   Wohnungsbau verbessern, beispielsweise 

üunh Vereinfachung des Vergleichsmietenverfahrens und Zulassung von Staffel- 
^lefen, um die Investitionsbereitschaft privater Anleger, insbesondere der Le- 
^versicherer, zu verstärken." 

Regierungserklärung von Helmut Schmidt vom 24. November 1980, abge- 
bt in „Deutsche Mieterzeitung", Januar 1981) 
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In dem von der SPD-Regierung 1981 vorgelegten Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Mietrechts (BT-Drs. 9/791) heißt es zur Begründung der Staffeln^' 
ten: 

„Die Investitionsentscheidung ist naturgemäß leichter, wenn für jene Anfang? 
phase Mieterhöhungen zu bestimmten Zeitpunkten und zu bestimmten Betrag* 
in die Kalkulation eingestellt werden könne. Diesem Bedürfnis will die Staffi1' 
miete Rechnung tragen. Mit ihr soll bei neu errichtetem Wohnraum für eine & 
grenzte Zeit ein stufenweises Ansteigen des Mietzinses auf einen bestimmten #e' 
trag zugelassen werden. 

Der Vermieter ist, soweit eine Staffelmietvereinbarung zustande kommt, in $ 
Staffelphase nicht mehr auf das Mieterhöhungsverfahren nach dem Vergleich? 
mietensystem angewiesen und erhält für die ersten Jahre nach der Fertigstellt 
des Wohnraums klare Zahlen für seine Rentabilitätsberechnungen. Die Bunde? 
regierung verspricht sich hiervon eine Verbesserung des Investitionsklimas U** 
damit letztlich eine Verbreiterung und Verbesserung des Angebots an geeignete11 

Mietwohnungen im Interesse auch der Mieter. 

Die Möglichkeit von Staffelmietvereinbarungen, wie sie der Entwurf zuläßt. ef' 
scheint auch aus der Sicht des Mieters hinnehmbar. Die vorgeschlagene Rcge', 
lung läßt eine Bindung des Mieters nur für einen übersehbaren Zeitraum zu «"*. 
ist so ausgestaltet, daß dem Mieter die jeweils zu zahlenden Beträge und d'f 
schließlich zu zahlende „Endmiete" klar vor Augen stehen . . . Letztlich hat &\ 
Staffelmiete auch aus der Sicht des Mieters den Vorzug der Klarheit. Währe*1' 
der Mieter normalerweise nicht übersehen kann, wie sich der Mietzins in einig** 
Jahren entwickelt haben wird, weiß er dies bei einer Staffelmietvereinbarung ge' 
nau." 

(Begründung des SPD-Gesetzentwurfs zur Änderung des Mietrechts BT-DrS 

9/791) 

Zudem verschweigt die SPD und vor allem Hans-Jochen Vogel ihre Verant- 
wortung für die erschreckende Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt. V^ 
in der Zeit, als Hans-Jochen Vogel Bundesbauminister war, begann der be- 
sorgniserregende Niedergang des Wohnungsbaus. Auch seine Nachfolger W 
vens und Haack konnten diese Abwärtsentwicklung nicht stoppen So wurde*1 

unter Vogels Verantwortung als Bauminister innerhalb eines Jahres über & 
110 000 Wohnungen weniger gebaut. Diese negative Entwicklung setzte sie* 
bis heute fort. 6 

Innerhalb von fünf Jahren (von 1973 bis 1978) haben es die SPD-Bauminis^r 

geschafft, daß das Ergebnis an fertiggestellten Wohnungen halbiert wurd* 
Heute findet der Wohnungsbau praktisch nicht mehr statt. Die SPD hat l\ 
verantworten, daß immer weniger Wohnungen angeboten wurden. Sie ^ 
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sträflich gegen den Grundsatz verstoßen, daß der Bau neuer Wohnungen der 
beste Mieterschutz ist. 

3- Die SPD behauptet: 
^!e Mieten würden in drei Jahren um 30% ansteigen. 
"Kohls Weihnachtsgeschenk: 30 % mehr Miete!" 
ßPD-Wahlkampfzeitung „Zeitung am Sonntag" am 12. Dezember 1982, eine 
W°che vor der Wahl in Hamburg) 
"jQhrfür Jahr soll die Miete um 10% höher werden." 
^ugblatt des Deutschen Mieterbundes) 

"anstieg in drei Jahren um 30% 
^r nordrhein-westfälische Minister für Landes- und Stadtentwicklung, Zö- 
pe|> zitiert nach: „Rheinische Post" vom 11. Dezember 1982) 

ÖIE WAHRHEIT IST: 
^iedrige Mieten dürfen in Zukunft nur noch schrittweise der ortsüblichen 
y?.rgleichsmiete angeglichen werden. Auch hier sind Grenzen zugunsten des 
Bieters gesetzt worden. 

Öie jetzt ins Gesetz aufgenommene Mieterhöhungsobergrenze von 30 Prozent 
für einen Zeitraum von drei Jahren schützt den Mieter. 

J^nn bisher konnten die Mieten, die weit unter den Vergleichsmieten lagen, 
lel stärker erhöht werden. Ein praktisches Beispiel belegt das: Ein Mieter 

?hlt 250 Mark Miete. Die ortsübliche Vergleichsmiete beträgt 500 Mark. Die 
Inhere Regelung ließ zu, daß die Miete in einem Jahr um 250 Mark auf das 
;fgleichsmietenniveau von 500 Mark angehoben wurde. Die neue Regelung 
5laubt das nicht mehr. Jetzt kann die Miete lediglich um 75 Mark (30% von 
50 Mark) innerhalb von drei Jahren heraufgesetzt werden. 

!^as System  der Vergleichsmieten  wird  vereinfacht.  Als  ortsübliche  Ver- 
re,chsmieten gelten künftig nur Mieten, die in den letzten drei Jahren verein- 
°art wurden. Hier wird lediglich das im Gesetz verankert, was bereits heute 

e,tgehend in der Praxis durchgeführt wird. 
Uch die SPD hatte diese Regelung in ihren Gesetzenwurf aufgenommen. 

Al*e SPD-Regierung 
'fer Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung des Mietzinses verlan- 
*en, wenn 

• der Mietzins sich innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren, von Erhöhungen 
ach den §§ 3 bis 5 abgesehen, nicht um mehr als 30 von Hundert erhöht." 
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REGIERUNG HELMUT KOHL 
„Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung des Mietzinses verW 
gen, wenn . . . 
3. der Mietzins sich innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren, von Erhöhung*" 
nach den §§ 3 his 5 abgesehen, nicht um mehr als 30 von Hundert erhöht." 
(BR-Drs. Nrs. 222/82 vom 11. Juni 1982 und Bundesgesetzblatt vom 23. P6' 
zember 1982) 

Der Kanzlerkandidat der SPD, Hans-Jochen Vogel, hat jetzt angekündigt,ef 

werde die Mietrechtsänderung rückgängig machen. 

Damit distanziert er sich von einer Mietrechtspolitik, die Helmut Schmidt»" 
seiner Regierungserklärung vom 24. November 1980 formuliert hat und dieef 

als damals für das Mietrecht zuständiger Bundesjustizminister personl^ 
mitgetragen hat. 

Bei alldem wird man fatal an ein Wort des SPD-Parteivorsitzenden WiW 
Brandt erinnert, der im Münchener Presseclub 1982 erklärt hat: 
„Ich versuche, nicht zu lügen, wo es nicht nötig ist." 
(Zitiert nach Münchener Merkur vom 5. Juli 1982) 
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